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I — Sachverhalt und Verfahren 

A — Die Gemeinschaftsregelung 

1. Die Grundverordnung 

Die gemeinsame Marktorganisation für 
Zucker findet sich in der Verordnung 
(EWG) Nr. 1785/81 des Rates vom 30. Juni 
1981 (ABl. L 177, S. 4; Grundverordnung). 

Der Zuckermarkt in der Gemeinschaft ist 
durch strukturelle Überschüsse gekenn­
zeichnet. Um die Zuckerherstellung zu 
bremsen, sind in der Grundverordnung Pro­
duktionsquoten für die Zuckerhersteller 
vorgesehen. 

Zu diesem Zweck sieht Artikel 24 der 
Grundverordnung für jedes Erzeugungsge­
biet (das im wesentlichen mit dem Gebiet ei­
nes Mitgliedstaats übereinstimmt) eine 
Grundmenge A und eine Grundmenge B 
vor. 

Diese Grundmengen beziehen sich jeweils 
auf ein bestimmtes Wirtschaftsjahr. Das 
Wirtschaftsjahr läuft vom 1. Juli eines Jahres 
bis zum 30. Juni des nächsten Jahres. 

Die Grundmenge A und die Grundmenge B, 
die einem bestimmten Erzeugungsgebiet zu­
gewiesen werden, sind das Ergebnis politi­
scher Verhandlungen. 

Die Mitgliedstaaten verteilen ihre Grund­
menge A als A-Quoten und ihre 
Grundmenge B als B-Quoten auf die Unter­
nehmen. 

Die Summe der in einem Wirtschaftsjahr 
insgesamt zugewiesenen A-Quoten ent­
spricht in etwa dem menschlichen Zucker­
verzehr in der Gemeinschaft während eines 
Wirtschaftsjahres. Bei der Bestimmung der 
A-Quote eines bestimmten Unternehmens 
wird insbesondere die jährliche Durch­
schnittsproduktion berücksichtigt, die es im 
Laufe bestimmter früherer Wirtschaftsjahre 
erreicht hat. Die B-Quote eines Unterneh­
mens wird nach dem Mittel der höchsten 
Produktionen berechnet, die es in dreien der 
Wirtschaftsjahre 1975/76 bis 1979/80 er­
reicht hat, und darf nicht niedriger als 10 % 
seiner A-Quote sein (Artikel 24 der Grund­
verordnung). 

Der im Rahmen der A-Quote erzeugte Zuk-
ker (A-Zucker) und der im Rahmen der 
B-Quote erzeugte Zucker (B-Zucker) sind 
identisch. Gleichwohl unterliegt dieses Er­
zeugnis je nachdem einer unterschiedlichen 
rechtlichen Regelung, ob es im Rahmen der 
A-Quote oderim Rahmen der B-Quote er­
zeugt wurde. 

A-Zucker und B-Zucker können in der Ge­
meinschaft frei gehandelt werden. Dank ei­
nes Interventionssystems sind Preis und Ab­
satz garantiert. Sie können auch ausgeführt 
werden. Liegt der Interventionspreis über 
dem Zuckerpreis auf dem Weltmarkt, so 
wird die Differenz durch eine Ausfuhrer­
stattung abgedeckt. Demgemäß erhalten die 
Hersteller für jedes Kilogramm Exportzuk-
ker einen Betrag in Höhe des Unterschieds 
zwischen diesen beiden Preisen. Liegt der 
Interventionspreis unter dem Zuckerpreis 
auf dem Weltmarkt, wird eine Abschöpfung 
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erhoben. Für jedes Kilogramm Ausfuhrzuk-
ker müssen die Hersteller dann einen Betrag 
in Höhe des Unterschieds zwischen dem In­
terventionspreis und dem definitionsgemäß 
höheren Weltmarktpreis zahlen. 

Zucker, der außerhalb der A- und B-Quo-
ten eines Unternehmens erzeugt wird 
(C-Zucker), unterliegt nicht der Interven­
tion. Er muß aus der Gemeinschaft ausge­
führt werden; eine Ausfuhrerstattung wird 
nicht gewährt. 

Faktisch liegt der Interventionspreis immer 
über dem Zuckerpreis auf dem Weltmarkt. 
Da im Rahmen der B-Quote Zucker über 
den gemeinschaftlichen Verbrauch hinaus 
hergestellt werden kann, für den Ausfuhrer­
stattungen gezahlt werden, hat die Gemein­
schaft für solche Erstattungen erhebliche 
Beträge aufzuwenden. 

Diese werden zunächst aus dem Gemein­
schaftshaushalt finanziert. In der Grundver­
ordnung ist jedoch ein System von Produk­
tionsabgaben vorgesehen, das es erlauben 
soll, die der Gemeinschaft aus der Zucker­
ausfuhr erwachsenden Belastungen vollstän­
dig diesem Wirtschaftssektor aufzuerlegen. 
Als Ziel wird in der elften Begründungser­
wägung der Grundverordnung angegeben, 
„auf gerechte, aber wirksame Art die volle 
Finanzierung der Kosten durch die Erzeu­
ger selbst sicherzustellen, die sich aus dem 
Absatz des Überschusses ergeben, um den 
die Gemeinschaftserzeugung den Verbrauch 
übersteigt". 

In Artikel 28 der Grundverordnung ist die 
einschlägige Abgabenregelung niedergelegt. 

Die Abgaben auf die Herstellung von 
A-Zucker sind andere als auf die von 
B-Zucker. 

Vor dem Ende jedes Wirtschaftsjahres wird 
der voraussichtliche Gesamtverlust ge­
schätzt. Dieser entspricht der voraussichtli­
chen Differenz zwischen den im Laufe des 
Wirtschaftsjahres zu zahlenden Erstattungen 
und den zu erhebenden Abgaben. 

Zur Deckung des voraussichtlichen Gesamt-
verlusts werden von den Zuckerherstellern 
zwei Abgaben verlangt, eine Grundproduk­
tionsabgabe und eine B-Abgabe. 

Die Grundproduktionsabgabe wird auf die 
Herstellung von A-Zucker und B-Zucker 
erhoben. Sie ist auf 2 % des Interventions-
preises für Weißzucker beschränkt. 

Reicht die Grundproduktionsabgabe zur 
Deckung des voraussichtlichen Gesamtver­
lustes nicht aus, so wird eine B-Abgabe aus­
schließlich auf die Erzeugung von B-Zucker 
erhoben. Diese Abgabe darf grundsätzlich 
30 % des Interventionspreises für Weißzuk-
ker nicht überschreiten. Dieser Prozentsatz 
kann auf bis zu 37,5 % erhöht werden, 
wenn die Grundproduktionsabgabe und die 
auf 30 % beschränkte B-Abgabe es nicht er­
lauben, den voraussichtlichen Gesamtverlust 
abzudecken. 

Die Grundverordnung sieht eine bestimmte 
Abwälzung der beiden Abgaben auf die 
Zuckerrübenerzeuger vor. Diese Abwälzung 
erfolgt im Wege der Festsetzung des 
Grundpreises für Zuckerrüben sowie einer 
Kürzung des Mindestpreises für Zuckerrü-
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ben, den die Zuckerhersteller den Zuckerrü­
benerzeugern zahlen müssen (Artikel 4 und 
5 der Grundverordnung). 

2. Die Tilgungsabgabenverordnung 

Nach Artikel 23 der Grundverordnung galt 
das beschriebene Quoten- und Abgabensy­
stem für die Wirtschaftsjahre 1981/82 bis 
1985/86. 

Am Ende dieses Zeitraums stellte sich her­
aus, daß die mit der Grundverordnung ein­
geführten Abgaben für die vollständige Ei­
genfinanzierung des Sektors bei weitem 
nicht ausreichen. Obwohl die Abgaben zu 
dem in der Grundverordnung zugelassenen 
Höchstsatz erhoben wurden, insbesondere, 
indem die B-Abgabe von 30 % auf 37,5 % 
angehoben wurde, wurde am Ende der Zeit 
von 1981/82 bis 1985/86 ein Defizit von 
400 Millionen ECU festgestellt. 

Am 24. März 1986 erließ der Rat die Ver­
ordnung (EWG) Nr. 934/86 zur Änderung 
der Verordnung Nr. 1785/81 über die ge­
meinsame Marktorganisation für Zucker 
(ABl. L 87, S. 1; Tilgungsabgabenverord­
nung). 

Mit dieser Verordnung wurde das Quoten-
und Abgabensystem der Grundverordnung 
für die Wirtschaftsjahre 1986/87 bis 
1990/91 fortgeführt. Die Zuckerhersteller 
müssen daher die Grundproduktionsabgabe 
und die B-Abgabe für diese fünf weiteren 
Wirtschaftsjahre entrichten. 

Weiter wurde mit dieser Verordnung ein 
Artikel 32a in die Grundverordnung einge­
fügt, der zu den beiden bereits bestehenden 
Abgaben eine zusätzliche Abgabe, die Til­
gungsabgabe, einführte. Diese ist dazu be­
stimmt, das am Ende des Zeitraums von 
1981/82 bis 1985/86 festgestellte Defizit 
von 400 Millionen ECU in der Zeit von 
1986/87 bis 1990/91 mit 80 Millionen ECU 
je Wirtschaftsjahr zu tilgen. 

Nach der achten Begründungserwägung der 
Tilgungsabgabenverordnung war es in An­
betracht der Entwicklung der Produktions­
struktur des Sektors (Verschwinden be­
stimmter Erzeuger aufgrund von Konkurs, 
Versterben usw.) praktisch nicht möglich, 
die neue Abgabe auf der Grundlage der bis­
her aus dem System entstandenen Vorteile 
individuell auf der Ebene des landwirt­
schaftlichen Erzeugers wie auf der Ebene 
der Verarbeitungsindustrie aufzuerlegen. 
Nur eine nach den Erzeugungsgebieten dif­
ferenzierte Anwendung der Tilgungsabgabe 
erschien als möglich. 

Demgemäß wurden in Artikel 32a je Erzeu­
gungsgebiet die von den Zuckerherstellern 
zu entrichtende Tilgungsabgabe je Erzeu­
gung von 100 kg Weißzucker festgesetzt. 
Zwischen der Erzeugung im Rahmen der 
A-Quote und derjenigen im Rahmen der 
B-Quote des Unternehmens wurde insoweit 
nicht unterschieden. 

Nach Artikel 32a können die Zuckerherstel­
ler von den Verkäufern von Zuckerrüben 
verlangen, daß diese die Tilgungsabgabe zu 
60 % erstatten. 
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3. Die Verordnung über die besondere Til­
gungsabgabe 

Das Wirtschaftsjahr 1986/87 endete am 30. 
Juni 1987. Allein in diesem Wirtschaftsjahr 
lief ein zusätzliches Defizit von 227 Millio­
nen ECU auf. Das allein in diesem Wirt­
schaftsjahr entstandene Defizit war somit 
höher als die Hälfte des Defizits in den fünf 
Wirtschaftsjahren zuvor. 

Am 2. Juli 1987 hat der Rat deswegen die 
Verordnung (EWG) Nr. 1914/87 zur Ein­
führung einer besonderen Tilgungsabgabe 
für Zucker im Wirtschaftsjahr 1986/87 
(ABl. L 183, S. 5; Verordnung über die be­
sondere Tilgungsabgabe) erlassen. Um die 
Gültigkeit dieser Verordnung geht es in den 
beiden Vorabentscheidungsverfahren. 

Die Verordnung über die besondere Til­
gungsabgabe wurde ebenso wie die Grund­
verordnung und die Tilgungsabgabenver­
ordnung gestüzt auf Artikel 43 EWG-Ver­
trag erlassen. Danach entscheidet der Rat 
mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag 
der Kommission und nach Anhörung des 
Europäischen Parlaments. 

Anders als die Tilgungsabgabenverordnung 
änderte die neue Verordnung die Grundver­
ordnung nicht ab. Gleichwohl bezieht sie 
sich sowohl in ihren Begründungserwägun­
gen wie in ihren Bestimmungen häufig auf 
diese. 

Die besondere Tilgungsabgabe dient der 
vollständigen Tilgung des Teils des Gesamt­
verlustes des Wirtschaftsjahres 1986/87, der 
durch die Einnahmen aus den in der Grund­
verordnung vorgesehenen Abgaben (Grund­
produktionsabgabe und B-Abgabe) nicht ge­
deckt ist. 

Sie wird für jeden Zuckerhersteller ermit­
telt, indem auf die Summe der im Falle des 
Unternehmens nach der Grundverordnung 
für das Wirtschaftsjahr 1986/87 fälligen 
Produktionsabgaben ein bestimmter Koeffi­
zient angewandt wird. Dieser ist für die 
ganze Gemeinschaft derselbe. Er wird so 
festgelegt, daß der noch zur Tilgung ver­
bleibende Teil des Verlustes für das fragli­
che Wirtschaftsjahr vollständig gedeckt ist. 
In der Verordnung (EWG) Nr. 3061/87 
der Kommission vom 13. Oktober 1987 zur 
Bestimmung des für das Wirtschaftsjahr 
1986/87 bei der Berechnung der besonderen 
Tilgungsabgabe im Zuckersektor anzuwen­
denden Koeffizienten (ABl. L 290, S. 10) 
wurde er auf 0,38873 festgesetzt. 

Ganz wie die Tilgungsabgabenverordnung 
sieht die Verordnung über die besondere 
Tilgungsabgabe vor, daß die Zuckerherstel­
ler bis zu 60 % der abgeführten besonderen 
Tilgungsabgabe auf die Verkäufer von Zuk-
kerrüben abwälzen können. Diese Abwäl­
zung erfolgt im Wege einer entsprechenden 
Verringerung des für die gelieferten Zuk-
kerrüben gezahlten Preises entweder wäh­
rend des Wirtschaftsjahres 1986/87 oder 
während des folgenden Wirtschaftsjahres. 

Die Zuckerhersteller mußten also für ihre 
Produktion im Wirtschaftsjahr 1986/87 
dreierlei Abgaben entrichten: die mit der 
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Grandverordnung eingeführten Abgaben 
(Grundproduktionsabgabe und B-Abgabe), 
die Tilgungsabgabe, mit der der im Zeit­
raum von 1981/82 bis 1985/86 aufgelaufene 
Verlust mit 80 Millionen ECU im Jahr ge­
tilgt werden sollte, und schließlich die be­
sondere Tilgungsabgabe, mit der der Verlust 
von 227 Millionen ECU aus der Produk­
tion des Wirtschaftsjahres 1986/87 gedeckt 
werden sollte, der von den bereits mit der 
Grundverordnung eingeführten Abgaben 
nicht gedeckt war. 

4. Die späteren Verordnungen 

Nach den Ereignissen, die Anlaß für die 
vorliegenden Verfahren gaben, hat der Rat, 
ebenfalls auf Artikel 43 EWG-Vertrag ge­
stützt, zwei weitere Verordnungen über Ab­
gaben für Zucker erlassen. 

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 1108/88 
vom 25. April 1988 zur Einführung einer 
besonderen Tilgungsabgabe für Zucker im 
Wirtschaftsjahr 1987/88 (ABl. L 110, 
5. 25) hat der Rat für das Wirtschaftsjahr 
1987/88 eine besondere Tilgungsabgabe 
eingeführt, die derjenigen völlig entspricht, 
die mit der streitigen Verordnung für das 
Wirtschaftsjahr 1986/87 eingeführt worden 
war. 

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 1107/88 
vom 25. April 1988 zur Änderung der Ver­
ordnung Nr. 1785/81 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Zucker (ABl. L 110, 
S. 20) hat der Rat in die Grundverordnung 
einen Artikel 28a eingefügt, in dem für die 
Wirtschaftsjahre 1988/89, 1989/90 und 
1990/91 eine sogenannte Ergänzungsabgabe 

vorgesehen wird. Diese entspricht nach Ziel 
und Erhebungsmodalitäten der besonderen 
Tilgungsabgabe. Sie soll dazu dienen, für je­
des der drei Wirtschaftsjahre den Teil des 
betreffenden Gesamtverlustes vollständig zu 
decken, der durch die übrigen in der 
Grundverordnung vorgesehenen Abgaben 
(Gesamtproduktionsabgabe und B-Abgabe) 
nicht gedeckt ist. 

B — Sachverhalt und Ausgangsverfahren 

Mit Bescheid vom 20. Oktober 1987 setzte 
das Hauptzollamt Paderborn, Beklagter des 
Ausgangsverfahrens (Beklagter), für die 
Zuckerfabrik Soest GmbH, Klägerin des 
Ausgangsverfahrens (Klägerin), eine beson­
dere Tilgungsabgabe in Höhe von 
1675 013,71DM für das Wirtschaftsjahr 
1986/87 fest. Hiergegen legte die Klägerin 
erfolglos Einspruch ein. 

Anschließend stellte sie Antrag auf Ausset­
zung der Vollziehung dieses Bescheids beim 
Finanzgericht Düsseldorf. Dort erhob sie 
auch Anfechtungsklage. Antrag und Klage 
begründete sie damit, die Verordnung über 
die besondere Tilgungsabgabe, auf die der 
Bescheid des Beklagten gestützt gewesen 
sei, sei ungültig. 

Mit Beschluß vom 10. Februar 1988 hat das 
Finanzgericht Düsseldorf dem Antrag der 
Klägerin auf Aussetzung der Vollziehung 
des Bescheids des Beklagten wegen ernstli­
cher Zweifel an der Rechtswirksamkeit der 
Verordnung über die besondere Tilgungsab­
gabe stattgegeben. 
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Mit Beschluß vom 19. Oktober 1988 hat das 
Finanzgericht das Hauptsacheverfahren aus­
gesetzt und dem Gerichtshof folgende Fra­
gen zur Vorabentscheidung vorgelegt: 

1) Ist die Verordnung Nr. 1914/87 zur 
Einführung einer besonderen Tilgungs­
abgabe für Zucker im Wirtschaftsjahr 
1986/87 (ABl. L 183 vom 3.7.1987, S. 5) 
deshalb unwirksam, weil es sich bei der 
besonderen Tilgungsabgabe um eine Fi­
nanzierungsabgabe handelt, die nur auf 
der Grundlage des Artikels 201 EWG-
Vertrag eingeführt werden durfte? 

Hilf s weise: 

2) Ist die Einführung der besonderen Til­
gungsabgabe durch die Verordnung Nr. 
1914/87 des Rates für das Wirtschafts­
jahr 1986/87 mit der Begrenzung der Ei­
genfinanzierung in Artikel 28 der Ver­
ordnung Nr. 1785/81 sowie mit dem 
Grundsatz des ungestörten Rechtset­
zungssystems der Gemeinschaft verein­
bar? 

Hilfsweise: 

3) Ist die Einführung der besonderen Til­
gungsabgabe für Zucker im Wirtschafts­
jahr 1986/87 mit dem Verbot der Bela­
stung eines Wirtschaftszweiges mit Risi­
ken, die innerhalb einer Marktorganisa­
tion Fremdrisiken darstellen, sowie mit 
dem Grundsatz des Verbots unzumutba­
rer finanzieller Belastungen vereinbar? 

Hilfsweise : 

4) Verstößt Artikel 1 der Verordnung Nr. 
1914/87 zur Einführung einer besonde­
ren Tilgungsabgabe für Zucker im Wirt­
schaftsjahr 1986/87 gegen das Diskrimi­
nierungsverbot (Artikel 40 Absatz 3 
Unterabsatz 2 EWG-Vertrag), indem 
B-Zucker mit einer erheblich höheren 
Abgabe belastet wird als A-Zucker? 

Hilfsweise: 

5) Verstößt die Verordnung Nr. 1914/87 
zur Einführung einer besonderen Til­
gungsabgabe für Zucker im Wirtschafts­
jahr 1986/87 in solchen Fällen gegen die 
im Gemeinschaftsrecht geltenden Grund­
rechte des Eigentumsschutzes und 
der wirtschaftlichen Betätigungsfreiheit, 
wenn diese nicht mehr aus den erwirt­
schafteten Gewinnen, sondern nur aus 
Rücklagen finanziert werden können 
und dadurch eine Existenzbedrohung 
eintritt? 

Seinen Beschluß begründet das Finanzge-
richt Düsseldorf wie folgt. 

Zur ersten Frage — geeignete Rechtsgrund­
lage für die Einführung der besonderen Til­
gungsabgabe — hebt das Finanzgericht her­
vor, eine Abgabe dürfe im Rahmen der ge­
meinsamen Marktorganisation nur einge­
führt werden, wenn sie einen deutlichen Be­
zug zur Lenkung des Marktes habe. Daran 
bestünden hier aus zwei Gründen Zweifel. 
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Zum einen seien Lenkungsmaßnahmen nur 
für die Gegenwart und Zukunft möglich, 
während die besondere Tilgungsabgabe der 
Tilgung der Verluste eines abgelaufenen 
Wirtschaftsjahrs diene. Auch mache die be­
sondere' Tilgungsabgabe ausschließlich die 
Zuckerhersteller zu Abgabenschuldnern, ob­
wohl eine Maßnahme zur Lenkung des 
Zuckermarktes in erster Linie die Zuckerrü­
benerzeuger treffen müsse, deren Über­
schußproduktion dem Ungleichgewicht des 
Marktes zugrunde liege. Damit stelle sich 
die besondere Tilgungsabgabe als Finanzie­
rungsabgabe dar, die nur auf der Grundlage 
des Artikels 201 EWG-Vertrag wirksam 
eingeführt werden könne. 

Zur zweiten Frage — Vereinbarkeit der 
Verordnung über die besondere Tilgungsab­
gabe mit der Grundverordnung — bezieht 
sich das Finanzgericht auf das Urteil des 
Gerichtshofes vom 29. März 1979 in der 
Rechtssache 113/77 (ŃTN Toyo Bearing 
Company/Rat, Slg. 1979, 1185, insbeson­
dere Randnr. 21). 

In dieser Rechtssache hatten japanische Ku­
gellagerhersteller die Bestimmung einer Ver­
ordnung des Rates angefochten, mit der von 
ihnen gezahlte vorläufige Antidumpingzölle 
endgültig vereinnahmt wurden. Die Kläge­
rinnen hatten geltend gemacht, sie seien 
Verpflichtungen eingegangen, ihre Preise so 
zu ändern, daß die Dumpingspanne entfal­
len sei. Die angefochtene Bestimmung sei 
damit mit der einschlägigen Grundverord­
nung (die auf die Artikel 111, 113 und 227 
EWG-Vertrag gestützt war) unvereinbar, 
wonach das Verfahren abgeschlossen sei, 
wenn sich die Ausführer freiwillig verpflich­
teten, ihre Dumpingpraktiken abzustellen, 
sofern die Kommission diese Verpflichtung 
annehme. 

Der Rat hatte dagegengehalten, daß die an­
gefochtene Verordnung nicht nur auf die 
Grundverordnung, sondern auch auf Artikel 
113 EWG-Vertrag gestützt worden sei. 
Kraft dieser Bestimmung habe er unabhän­
gig von der Grundverordnung eine Sonder­
verordnung erlassen können. 

Der Gerichtshof gelangte zu der Auffas­
sung, dieses Vorbringen des Rates verkenne, 
daß das gesamte in Frage stehende Verfah­
ren im Rahmen der Bestimmungen der 
Grundverordnung abgelaufen sei. Er ent­
schied deshalb wie folgt: „Hat der Rat ein­
mal eine allgemeine Verordnung zur Ver­
wirklichung einer der Zielsetzungen von Ar­
tikel 113 des Vertrages erlassen, so kann er 
von den so aufgestellten Regeln bei ihrer 
Anwendung auf den Einzelfall nicht abwei­
chen, ohne Störungen im Rechtsetzungssy­
stem der Gemeinschaft hervorzurufen und 
den Grundsatz der Gleichheit der Bürger 
vor dem Gesetz zu verletzen." 

Aus diesem Urteil leitet das Finanzgericht 
ab, da der Rat in Artikel 28 der Grundver­
ordnung einen Höchstbetrag für die von 
den Zuckerherstellern zu tragenden Abga­
ben vorgesehen habe, könne er nicht mit ei­
ner anderen, ebenfalls unmittelbar auf Arti­
kel 43 EWG-Vertrag gestützten Verord­
nung eine zusätzliche Abgabe einführen. 
Der Rat habe im übrigen in der Folge still­
schweigend anerkannt, daß eine Abgabe 
über den in der Grundverordnung festge­
setzten Höchstbetrag hinaus eine Änderung 
der Grundverordnung erforderlich mache. 
Zur Einführung einer Abgabe, die der be­
sonderen Tilgungsabgabe entspreche, für 
die Wirtschaftsjahre 1988/89, 1989/90 und 
1990/91, habe der Rat mit der Verordnung 
Nr. 1107/88 Artikel 28a in die Grundver­
ordnung eingefügt. 
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Zur dritten Frage — Verstoß gegen das 
Verbot der Belastung eines Wirtschaftszwei­
ges mit Fremdrisiken sowie mit unzumutba­
ren finanziellen Belastungen — führt das Fi­
nanzgericht aus, das im Wirtschaftsjahr 
1986/87 entstandene Defizit beruhe im we­
sentlichen auf dem niedrigeren Weltmarkt­
preis für Zucker und dem Dollarverfall. Da­
durch habe sich die Gemeinschaft gezwun­
gen gesehen, den Exporteuren besonders 
hohe Erstattungen aus dem Gemeinschafts­
fonds zu zahlen. Der Weltmarktpreis für 
Zucker und der Dollarkurs seien Umstände, 
die nichts mit dem Verhalten der Marktbür­
ger auf dem gemeinsamen Zuckermarkt zu 
tun hätten. Die Folgen der Schwankungen 
dieser Daten dürften daher nicht zu ihren 
Lasten gehen. Im übrigen seien in anderen 
Marktordnungsbereichen (z. B. Getreide, 
Rindfleisch, Milcherzeugnisse) Risiken, die 
sich aus dem Verfall des Weltmarktpreises 
sowie des Dollars ergeben hätten, aus­
schließlich vom EAGFL finanziert worden. 

Zur vierten Frage — Verstoß gegen das 
Diskriminierungsverbot — stellt das Finanz­
gericht fest, bei dem im Rahmen der 
A-Quote und dem im Rahmen der B-Quote 
hergestellten Zucker handele es sich um das 
gleiche Produkt. Beide Zuckerarten würden 
gleichermaßen exportiert und auch im Bin­
nenmarktverbrauch eingesetzt. Es bestehe 
kein sachlicher Grund dafür, daß die beson­
dere Tilgungsabgabe den B-Zucker erheb­
lich mehr belaste als den A-Zucker. Diese 
unterschiedliche Abgabenbelastung beruhe 
technisch darauf, daß die besondere Til­
gungsabgabe mit Hilfe eines bestimmten 
Koeffizienten berechnet werde, der auf die 
von den Zuckerherstellern nach der Grund­
verordnung geschuldeten Abgaben (Gesamt-
produktionsabgabe und B-Abgabe) ange­
wandt werde, und darauf, daß diese den 

B-Zucker mit 39,5 % wesentlich höher bela­
steten als den A-Zucker mit 2 %. Diese be­
sondere Gestaltung könne jedoch nicht auf 
die besondere Tilgungsabgabe übertragen 
werden, da es sich dabei um eine Regelung 
handele, die außerhalb der Zuckermarktor­
ganisation geschaffen worden sei. Im übri­
gen belaste die Tilgungsabgabenverordnung 
Nr. 934/86, die im Rahmen dieser Marktor­
ganisation erlassen worden sei, die Erzeu­
gung von A-Zucker und von B-Zucker ein­
heitlich. Diese Gleichbehandlung müsse erst 
recht für die besondere Tilgungsabgabe gel­
ten, die außerhalb der fraglichen Marktor­
ganisation eingeführt worden sei. 

Zur fünften Frage — Grundrechte des Ei­
gentumsschutzes und der wirtschaftlichen 
Betätigungsfreiheit — legt das Finanzgericht 
dar, diese Grundrechte seien verletzt, wenn 
die Anhäufung von zusätzlichen Abgaben 
dazu führe, den Unternehmen unverhältnis­
mäßige Finanzierungslasten aufzuerlegen. 
So verhalte es sich, wenn die Unternehmen 
eine Abgabe für ein bestimmtes Wirtschafts­
jahr nicht mehr aus dem im betreffenden 
Wirtschaftsjahr erwirtschafteten Gewinn fi­
nanzieren könnten, sondern nur noch aus 
ihren Rücklagen. Eine Verordnung, die eine 
solche Abgabe auferlege, sei wegen Versto­
ßes gegen die genannten Grundrechte 
rechtswidrig. 

Schließlich teilt das Finanzgericht Düssel­
dorf die Auffassung der Klägerin, die Ver­
ordnung über die besondere Tilgungsabgabe 
sei wegen Verstoßes gegen das Rückwir­
kungsverbot rechtswidrig. Insoweit verweist 
es auf den Vorlagebeschluß des Finanz-
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gerichts Hamburg in der Rechtssache 
C-143/88. 

C — Verfahren vor dem Gerichtshof 

Der Beschluß des Finanzgerichts Düsseldorf 
ist am 20. März 1989 in das Register der 
Kanzlei des Gerichtshofes eingetragen wor­
den. 

Gemäß Artikel 20 des Protokolls über die 
Satzung des Gerichtshofes der EWG haben 
der Rat der Europäischen Gemeinschaften, 
vertreten durch A. Bräutigam, Juristischer 
Dienst, als Bevollmächtigten, am 22. Juni 
1989, die Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften, vertreten durch ihre 
Rechtsberater D. Booß und G. zur Hausen 
als Bevollmächtigte, am 23. Juni 1989, die 
Zuckerfabrik Soest GmbH, Klägerin des 
Ausgangsverfahrens, vertreten durch 
Rechtsanwälte Ehle, Schiller und Partner, 
Köln, am 26. Juni 1989, das Vereinigte Kö­
nigreich, vertreten durch J. A. Gensmantel 
vom Treasury Solicitor's Department als Be­
vollmächtigte, am 27. Juni 1989 und die Ita­
lienische Republik, vertreten durch L. Fer­
rari Bravo, Leiter des Servizio di conten­
zioso diplomatico des Außenministeriums, 
als Bevollmächtigten, Beistand: Avvocato 
dello Stato I. M. Braguglia, am 29. Juni 
1989 schriftliche Erklärungen eingereicht. 

Der Gerichtshof hat auf Bericht des Bericht­
erstatters nach Anhörung des Generalan­
walts die mündliche Verhandlung ohne vor­
herige Beweisaufnahme eröffnet. Er hat 
gleichwohl der Klägerin, der Italienischen 
Republik und dem Rat Fragen gestellt. 
Diese Fragen wurden fristgerecht beantwor­
tet. 

II — Beim Gerichtshof eingereichte schriftli­
che Erklärungen 

A — Zur ersten Frage (geeignete Rechts­
grundlage für die Einführung der besonderen 
Tilgungsabgabe) 

1. Erklärungen der Klägerin 

Die Klägerin trägt vor, die geeignete 
Rechtsgrundlage für den Erlaß der streiti­
gen Verordnung sei nicht Artikel 43 EWG-
Vertrag, sondern Artikel 201 EWG-Vertrag. 
Die besondere Tilgungsabgabe sei in Wirk­
lichkeit eine Finanzierungsabgabe, keine 
Maßnahme zur Lenkung des Zuckermarkts. 

Zunächst könne eine Marktlenkungsmaß­
nahme nur die Gegenwart oder die Zukunft 
betreffen, nicht aber die Vergangenheit. Au­
ßerdem weise die dritte Begründungserwä­
gung der streitigen Verordnung ausdrück­
lich auf „einschneidende Haushaltszwänge 
der Gemeinschaft" hin. Schließlich seien 
ausschließlich die Zuckerhersteller zu Abga­
benschuldnern der besonderen Tilgungsab­
gabe gemacht worden, während die Markt­
organisation für Zucker im ausschließlichen 
Interesse der Zuckerrübenerzeuger geschaf­
fen worden sei. Insoweit sei auf die dritte 
Begründungserwägung der Grundverord­
nung zu verweisen, wonach es sich emp­
fehle, Maßnahmen zur Stabilisierung des 
Zuckermarktes vorzusehen, „um den Zuk-
kerrüben- ... erzeugern der Gemeinschaft 
Beschäftigungslage und Lebensstandard 
weiterhin zu sichern". 
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Da die besondere Tilgungsabgabe außerhalb 
der Marktorganisation für Zucker einge­
führt worden sei, zähle sie nicht zu den Ei­
genmitteln gemäß Artikel 2 Absatz 1 Buch­
stabe a des Beschlusses des Rates vom 7. 
Mai 1985 über das System der eigenen Mit­
tel der Gemeinschaften (85/257/EWG; ABl. 
L 128, S. 15; Eigenmittelbeschluß). Nach 
dieser Bestimmung stellten eigene Mittel 
„Abgaben, die im Rahmen der gemeinsa­
men Marktorganisation für Zucker vorgese­
hen sind", dar. 

Da die besondere Tilgungsabgabe weder 
eine Marktlenkungsabgabe sei noch nach 
dem Eigenmittelbeschluß zu den eigenen 
Mitteln zähle, hätte sie nur auf der Grund­
lage des Artikels 201 EWG-Vertrag erlassen 
werden dürfen. Da das dort vorgeschriebene 
Verfahren nicht beachtet worden sei, sei die 
Verordnung über die besondere Tilgungsab­
gabe ungültig. 

2. Erklärungen des Rates 

Der Rat hebt hervor, der Gerichtshof habe 
die Frage der geeigneten Rechtsgrundlage 
für die Einführung einer Produktionsabgabe 
bereits im Rahmen mehrerer landwirtschaft­
licher Marktordnungen geprüft. 

So habe er zur Mitverantwortungsabgabe 
für Milch im Urteil vom 21. Februar 1979 in 
der Rechtssache 138/78 (Stölting, Slg. 1979, 
713, Randnr. 5) festgestellt, daß diese wirk­
sam auf der Grundlage des Artikels 43 
EWG-Vertrag eingeführt worden sei, weil 
sie zur Stabilisierung des fraglichen Marktes 
beitrage. Im Urteil vom 9. Juli 1985 in der 
Rechtssache 179/84 (Bozzetti, Slg. 1985, 
2301, Randnr. 19) habe der Gerichtshof be­

stätigt, daß die fragliche Abgabe im wesent­
lichen wirtschaftlichen Charakter habe, da 
sie die gleiche Rolle spiele wie die anderen 
durch die gemeinsame Marktorganisation 
für Milcherzeugnisse vorgesehenen Inter­
ventionen. 

Im übrigen habe die Produktionsabgabe für 
Isoglucose zu Klagen geführt, in denen die 
betroffenen Erzeuger so wie im vorliegen­
den Fall geltend gemacht hätten, die strei­
tige Abgabe habe nur auf der Grundlage des 
Artikels 201 EWG-Vertrag wirksam einge­
führt werden dürfen. In zwei Urteilen vom 
30. September 1982 in den Rechtssachen 
108/81 (Amylum/Rat, Slg. 1982, 3107) und 
110/81, (Roquette/Rat, Slg. 1982, 3159) 
habe der Gerichtshof zunächst festgestellt, 
daß Artikel 43 EWG-Vertrag eine geeignete 
Rechtsgrundlage für die Einführung der 
streitigen Abgabe sei. Er habe dann das 
Vorbringen der Klägerinnen geprüft, die 
Verordnung hätte auf Artikel 201 EWG-
Vertrag gestützt werden müssen, weil die 
fragliche Abgabe nach dem damals in Kraft 
befindlichen Eigenmittelbeschluß (Beschluß 
des Rates vom 21. April 1970 über die Er­
setzung der Finanzbeiträge der Mitglied­
staaten durch eigene Mittel der Gemein­
schaften, ABl. L 94, S. 19) nicht zu den ei­
genen Mitteln zu zählen gewesen sei. Der 
Gerichtshof habe dieses Vorbringen mit der 
Begründung zurückgewiesen, daß mit die­
sem Beschluß „die in den Haushalt in der 
Gemeinschaft einzusetzenden eigenen Mit­
tel bestimmt werden sollten und nicht die 
für die Festsetzung von Zöllen, Steuern, Ab­
schöpfungen, anderen Abgaben und sonsti­
gen Formen von Einnahmen zuständigen 
Gemeinschaftsorgane. Als haushaltsrechtli­
che Maßnahme verbietet es dieser Beschluß 
nicht, daß der Rat eine Abgabe wie die für 
die Isoglucoseproduktion vorgesehene ein­
führt, da seine Zuständigkeit für die Einfüh­
rung dieser Abgabe, wie ausgeführt, ihre 
Grundlage in den Vorschriften des Vertra­
ges über die gemeinsame Agrarpolitik fin­
det" (Randnrn. 32 bzw. 38 der genannten 
Urteile). 
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Schließlich sei auch die Einführung einer 
Mitverantwortungsabgabe für Getreide mit 
der Begründung angefochten worden, die 
entsprechende Verordnung hätte auf Artikel 
201 EWG-Vertrag gestützt werden müssen. 
Der Generalanwalt habe in den Schlußan­
trägen in der Rechtssache 265/87 (Schräder, 
Slg. 1989, 2237, 2254) die Auffassung ver­
treten, bei der streitigen Abgabe handele es 
sich um eine im wesentlichen wirtschaftliche 
Maßnahme, die deshalb wirksam auf der 
Grundlage des Artikels 43 EWG-Vertrag 
habe eingeführt werden können. Der Rück­
griff auf Artikel 201 EWG-Vertrag sei nicht 
nur unnötig, sondern sogar unangemessen: 
Nur ständige Einnahmen könnten Eigenmit­
tel darstellen; die fragliche Abgabe sei aber 
aufgrund eines in einem bestimmten Zeit­
punkt und einem bestimmten Sektor gege­
benen Ungleichgewichts festgesetzt worden; 
außerdem stehe das haushaltsrechtliche 
Prinzip der Gesamtdeckung dem entgegen, 
daß unter die Eigenmittel eine Abgabe falle, 
mit der Ausgaben eines einzigen Agrarsek­
tors finanziert werden sollten. 

Nach alledem stelle Artikel 43 EWG-Ver­
trag die geeignete Rechtsgrundlage für eine 
Abgabe dar, die zu Zwecken der Marktlen­
kung eingeführt werde, ohne daß darüber 
hinaus auf Artikel 201 EWG-Vertrag zu­
rückgegriffen werden müsse. 

Die besondere Tilgungsabgabe des vorlie­
genden Falls stelle eine Maßnahme zur Len­
kung des Zuckermarktes dar. 

Zunächst habe die fragliche Abgabe nicht 
nur Wirkungen für die Vergangenheit er­
zeugt, sondern bereits während des Wirt­
schaftsjahres 1986/87, dessen Verluste sie 
habe tilgen sollen, stabilisierende Wirkung 

gezeitigt. Mehrere Gesichtspunkte hätten 
die Hersteller im Laufe dieses Wirtschafts­
jahres darauf hingewiesen, daß die streitige 
Abgabe eingeführt werden würde. Diese 
Aussicht habe sie dazu veranlaßt, ihr Ver­
halten darauf einzurichten, bevor das fragli­
che Wirtschaftsjahr abgeschlossen gewesen 
sei. 

Die besondere Tilgungsabgabe sei weiter für 
die Durchführung der Eigenfinanzierung 
des Sektors unerläßlich gewesen. Angesichts 
der hohen Kosten, die der Gemeinschaft aus 
der Zahlung des Interventionspreises und 
der Ausfuhrerstattungen erwüchsen, von de­
nen der im Rahmen der hohen A- und 
B-Quoten erzeugte Zucker begünstigt 
werde, sei die Eigenfinanzierung notwen­
dige Voraussetzung für die Erhaltung dieser 
Quoten. Die Einführung der besonderen 
Tilgungsabgabe sei somit zur Sicherung des 
Funktionierens des Zuckermarktes erforder­
lich gewesen. 

Keine Rolle spiele es schließlich, daß die 
Verluste, die mit der besonderen Tilgungs­
abgabe getilgt werden sollten, auf den nied­
rigen Weltzuckerpreis und den Verfall des 
Dollars zurückzuführen seien. Dabei han­
dele es sich entgegen der Annahme des Fi­
nanzgerichts nicht um Gegebenheiten, die 
keinen Bezug zum Zuckermarkt hätten. An­
gesichts der dauernden Überschußsituation 
auf dem gemeinschaftlichen Zuckermarkt 
müsse ein Teil des in der Gemeinschaft er­
zeugten Zuckers notwendigerweise ausge­
führt werden. Der Weltmarktpreis für Zuk-
ker und der Dollarkurs könnten daher nicht 
als Gegebenheiten betrachtet werden, die 
keinen Bezug zum gemeinschaftlichen Zuk-
kermarkt hätten. 

Nach alledem sei die besondere Tilgüngsab-
gabe eine Maßnahme zur Lenkung des Zuk-
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kermarktes, die als solche wirksam allein 
auf der Grundlage des Artikels 43 EWG-
Vertrag habe eingeführt werden können. 

3. Erklärungen der Kommission 

Die Kommission bringt vor, die Befugnis, 
eine bestimmte Abgabe vorzuschreiben, 
müsse getrennt werden von der Frage, in 
wessen Haushalt die Erträge aus dieser Ab­
gabe einzusetzen seien. 

Die besondere Tilgungsabgabe sei im Rah­
men der gemeinsamen Marktorganisation 
für Zucker eingeführt worden. Sie diene der 
Stabilisierung des Marktes, da sie den Me­
chanismus der Eigenfinanzierung verstärken 
solle. 

Es lasse sich nicht sagen, die Verordnung 
über die besondere Tilgungsabgabe stehe 
außerhalb der Zuckermarktorganisation, 
weil sie nicht als Änderung der Grundver­
ordnung erlassen worden sei. Vielmehr ver­
weise sie häufig auf diese letztere und sei als 
selbständige Verordnung ohne Verzahnung 
mit der Grundverordnung weder verständ­
lich noch sinnvoll. 

Die Natur der streitigen Abgabe als einer 
landwirtschaftlichen Lenkungsmaßnahme sei 
auch nicht etwa deswegen zweifelhaft, weil 
diese Abgabe sich ausschließlich auf ein ab­
gelaufenes Wirtschaftsjahr beziehe. Im Ge­
genteil habe ihre Einführung für die Zu­
kunft gezeigt, daß die rechtsetzenden Or­
gane der Gemeinschaft gewillt gewesen 
seien, den Grundsatz der Eigenfinanzierung 
des Zuckersektors mit aller Konsequenz 

durchzusetzen. Die Einführung der streiti­
gen Abgabe habe auch für die Gegenwart 
Wirkungen gezeitigt, da sie bereits im Fe­
bruar 1987 den betroffenen Wirtschaftskrei­
sen zur Kenntnis gebracht worden sei und 
diese damit ihr Verhalten im Lauf des Wirt­
schaftsjahres 1986/87 darauf hätten einstel­
len können. 

Bei der besonderen Tilgungsabgabe handele 
es sich somit sehr wohl um eine Abgabe im 
Rahmen der gemeinsamen Marktorganisa­
tion für Zucker. Deshalb sei sie auf der 
Grundlage des Artikels 43 EWG-Vertrag 
gültig erlassen worden. 

Die streitige Abgabe stelle weiter eine ei­
gene Einnahme gemäß Artikel 2 Absatz 1 
Buchstabe a des Eigenmittelbeschlusses dar, 
der ausdrücklich „Abgaben, die im Rahmen 
der gemeinsamen Marktorganisation für 
Zucker vorgesehen sind", erfasse. Die Ein­
nahmen aus dieser Abgabe würden daher zu 
Recht in den allgemeinen Haushaltsplan der 
Gemeinschaften eingestellt (so sei die beson­
dere Tilgungsabgabe für das Haushaltsjahr 
1989 im Titel 1 [Eigene Mittel], Kapitel 11 
[Abgaben, die im Rahmen der gemeinsamen 
Marktorganisation für Zucker vorgesehen 
sind], Artikel 116, eingetragen; ABl. L 26 
vom 30.1.1989, S. 20). 

Ungeachtet ihrer Natur als eigene Ein­
nahme sei die besondere Tilgungsabgabe 
wirksam allein auf der Grundlage des Arti­
kels 43 EWG-Vertrag erlassen worden, da 
mit dem Eigenmittelbeschluß nur „die in 
den Haushalt der Gemeinschaft einzuset­
zenden eigenen Mittel bestimmt werden 
sollten und nicht die für die Festsetzung von 
Zöllen, Steuern, Abschöpfungen, anderen 
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Abgaben und sonstigen Formen von Ein­
nahmen zuständigen Gemeinschaftsorgane" 
(Urteile vom 30. September 1982, Amylum 
und Roquette, a. a. O.). 

B — 7.ur zweiten Frage (Vereinbarkeit der 
Verordnung über die besondere Tilgungsab­
gabe mit der Grundverordnung) 

1. Erklärungen der Klägerin 

Die Klägerin verweist darauf, daß Artikel 28 
der Grundverordnung die Gesamtproduk­
tionsabgabe auf 2 % des Interventionsprei­
ses für Zucker und die B-Abgabe auf 30 % 
bzw. 37,5 % dieses Preises beschränke. 
Diese Höchstgrenzen seien für das fragliche 
Wirtschaftsjahr durch die Tilgungsabgaben­
verordnung Nr. 934/86 bestätigt worden. 

Da der Rat nach Artikel 28 der Grundver­
ordnung das System der Eigenfinanzierung 
des Zuckersektors abschließend geregelt 
habe, sei es ihm verwehrt gewesen, außer­
halb der fraglichen Marktorganisation die 
besondere Tilgungsabgabe einzuführen, 
durch deren Erhebung die in der Grundver­
ordnung festgesetzten Höchstgrenzen über­
schritten worden seien. 

Das Rechtsetzungssystem in der Gemein­
schaft verbiete es, daß der Rat, gestützt auf 
die allgemeine Ermächtigungsgrundlage des 
Artikels 43 EWG-Vertrag, eine Verord­
nung über Sondermaßnahmen erlasse, die 
mit der Grundverordnung auf diesem Ge­
biet unvereinbar sei. Im Urteil vom 29. 
März 1979 (NTN Toyo Bearing Company, 
a. a. O., Randnr. 21) habe der Gerichtshof 
folgendes festgestellt: „Hat der Rat einmal 
eine allgemeine Verordnung zur Verwirkli­
chung einer der Zielsetzungen von Artikel 
113 des Vertrages erlassen, so kann er von 

den so aufgestellten Regeln bei ihrer An­
wendung auf den Einzelfall nicht abwei­
chen, ohne Störungen im Rechtsetzungssy­
stem der Gemeinschaft hervorzurufen und 
den Grundsatz der Gleichheit der Bürger 
vor dem Gesetz zu verletzen." 

Der Grundsatz der Eigenfinanzierung des 
Zuckersektors könne daher nur insoweit 
gelten, als er in Artikel 28 der Grundverord­
nung eine rechtliche Ausgestaltung gefun­
den habe. Der Grundsatz der Eigenfinanzie­
rung dieses Sektors habe keine andere 
Rechtsgrundlage als die Grundverordnung; 
seine Anwendung müsse sich deshalb in de­
ren Grenzen halten. 

Im übrigen stelle der Erlaß einer mit der an­
wendbaren generellen Regel unvereinbaren 
Sonderregel eine Verletzung der Rechtssi­
cherheit sowie des geschützten Vertrauens 
der Betroffenen dar. 

Die Verordnung über die besondere Til­
gungsabgabe sei folglich ungültig, da sie mit 
dem Rechtsetzungssystem der Gemeinschaft 
unvereinbar sei und deswegen die Rechtssi­
cherheit sowie das geschützte Vertrauen der 
Betroffenen verletze. 

2. Erklärungen des Rates 

Nach Auffassung des Rates beinhaltet diese 
Vorlagefrage zwei Aspekte, nämlich zum ei­
nen die Frage, ob die Einschränkung der Ei­
genfinanzierung nach Artikel 28 der Grund­
verordnung der Einführung der angefochte­
nen Abgabe widerspreche, und zum anderen 
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die Frage, ob der Grundsatz der Rechtssi­
cherheit dieser Einführung widerspreche. 

Was die Beachtung der in der Grundverord­
nung festgesetzten Höchstgrenzen angehe, 
so liege hier ein anderer Fall vor als er dem 
Urteil vom 29. März 1979 (NTN Toyo 
Bearing Company, a. a. O.) zugrunde gele­
gen habe. In dieser Rechtssache sei es um 
die Gültigkeit einer Verordnung gegangen, 
die für einen Einzelfall von den im übrigen 
anwendbaren generellen Regelungen eine 
Ausnahme vorgesehen habe. Im vorliegen­
den Fall habe die Verordnung über die be­
sondere Tilgungsabgabe im Gegenteil die 
allgemeine Regelung selbst abgeändert, und 
zwar gemäß den zwischenzeitlichen Ent­
wicklungen auf dem Zuckermarkt. 

Nach ständiger Rechtsprechung des Ge­
richtshofes, insbesondere nach dem Urteil 
vom 20. September 1988 in der Rechtssache 
203/86 (Spanien/Rat, Slg. 1988, 4563, 
Randnr. 19), könne „der Anwendungsbe­
reich des Grundsatzes des berechtigten Ver­
trauens ... nicht so weit ausgedehnt werden, 
daß allgemein ausgeschlossen wird, daß eine 
neue Regelung auf die künftigen Auswir­
kungen von Situationen angewandt wird, 
die noch unter der vorangehenden Regelung 
entstanden sind; dies gilt insbesondere in ei­
nem Bereich wie dem der gemeinsamen 
Marktorganisationen, dessen Zielsetzung 
eben eine ständige Anpassung entsprechend 
den Schwankungen der wirtschaftlichen 
Lage in den einzelnen Agrarsektoren um­
faßt". 

Daß die Grundverordnung zum Zeitpunkt 
der Einführung der streitigen Abgabe 
Höchstgrenzen vorgesehen habe, die diese 
Abgabe überschreite, könne somit nicht zur 
Ungültigkeit der Verordnung führen, mit 
der die Abgabe eingeführt worden sei. 

Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofes 
dürfe eine Gemeinschaftshandlung weiter 
Rückwirkungen haben, wenn das zu errei­
chende Ziel es erfordere und wenn das be­
rechtigte Vertrauen der Betroffenen ange­
messen beachtet werde. Diese beiden Vor­
aussetzungen seien hier erfüllt. 

An der Einführung der besonderen Til­
gungsabgabe bestehe ein doppeltes Interesse. 

Zum einen habe vermieden werden müssen, 
daß die Gemeinschaft langfristig hohe Sum­
men für Ausfuhrerstattungen vorfinanzieren 
bzw. diese sogar endgültig finanzieren 
müsse. 

Zum anderen habe die Einführung der strei­
tigen Abgabe es erlaubt, von einer radikale­
ren Maßnahme zur Herstellung der haus­
haltsmäßigen Neutralität des Zuckersektors, 
nämlich einer Senkung der Produktionsquo­
ten, abzusehen. Diese letztere Lösung wäre 
nämlich für die betroffenen landwirtschaftli­
chen Interessen unzweckmäßig, da sie zu ei­
nem Rückgang ihres Weltmarktanteils ge­
führt hätte. Sie liefe auch den Interessen der 
Gemeinschaft zuwider, da die zuvor mit 
Zuckerrüben bebauten Flächen wahrschein­
lich für andere Kulturen verwendet würden, 
deren Finanzierung die Gemeinschaftsfinan­
zen schwer belasten könnte. 

Die Bedeutung des doppelten mit der Ver­
ordnung über die besondere Tilgungsabgabe 
verfolgten Ziels, die Eigenfinanzierung des 
Zuckersektors unter Aufrechterhaltung des 
Quotenniveaus sicherzustellen, rechtfertige 
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die rückwirkende Einführung der besonde­
ren Tilgungsabgabe. 

Was weiter den Schutz des berechtigten 
Vertrauens der Betroffenen angehe, stelle 
sich die Frage, ob die Verordnung über die 
besondere Tilgungsabgabe echte Rückwir­
kung habe. Diese Verordnung sei nur we­
nige Tage nach dem Ende des fraglichen 
Wirtschaftsjahres erlassen worden. Die dort 
vorgesehene Abgabe betreffe nur die Wirt­
schaftsteilnehmer, die zum Defizit dieses 
Wirtschaftsjahres beigetragen hätten, und 
diese wegen ihrer Teilnahme an der Schaf­
fung dieses Defizits. Es handele sich somit 
um einen Mechanismus, der ähnlich wie der 
normale Mechanismus zur Erhebung der 
Abgaben im Zuckersektor funktioniere, da 
auch die in der Grundverordnung vorgese­
henen Abgaben erst nach Ende des Wirt­
schaftsjahres berechnet und erhoben wür­
den, auf das sie sich bezögen. 

Wenn die Verordnung über die besondere 
Tilgungsabgabe diese auch an die Produk­
tion eines abgelaufenen Wirtschaftsjahres 
anknüpfe, so entspreche sie doch der Billig­
keit in höherem Maß als die Tilgungsabga­
benverordnung Nr. 934/86. Diese Verord­
nung habe aber die Tilgung des Defizits von 
400 Millionen ECU nur deshalb an die 
Produktion fünf künftiger Wirtschaftsjahre 
geknüpft, weil es unmöglich gewesen sei, 
die Unternehmen noch festzustellen, die für 
die Schaffung des fraglichen Defizits ver­
antwortlich gewesen seien. Die Verordnung 
über die besondere Tilgungsabgabe habe 
diese aber den Unternehmen nach Maßgabe 
ihrer Beteiligung an der Schaffung des Defi­
zits auferlegen können, weil sie nur zwei 
Tage nach dem Ende des fraglichen Wirt­
schaftsjahres erlassen worden sei. Daß die 
streitige Verordnung die Zahlung der be­
sonderen Tilgungsabgabe an die Produktion 
eines eben abgelaufenen Wirtschaftsjahres 

geknüpft habe, sei somit nicht zu beanstan­
den: dieser Umstand habe im Gegenteil eine 
billige Verteilung dieser Abgabe erlaubt. 

Jedenfalls hätte die Zuckerwirtschaft auf­
grund verschiedener Umstände damit rech­
nen müssen, daß ihr eine Abgabe auferlegt 
würde, die den Höchstsatz der Grundver­
ordnung überschreiten würde. Der Grund­
satz der vollständigen Eigenfinanzierung des 
Zuckersektors sei in der Grundverordnung 
seit 1981 niedergelegt gewesen. Die Einfüh­
rung der Tilgungsabgabe mit der Verord­
nung Nr. 934/86 des Rates vom 24. März 
1986 habe gezeigt, daß die Höchstsätze der 
Grundverordnung gelegentlich überschritten 
werden könnten. Der Vorschlag der Kom­
mission über die Einführung der streitigen 
Abgabe sei Gegenstand einer informatori­
schen Aufzeichnung des Sprechers der 
Kommission vom Februar 1987 gewesen. 
Diese Abgabe sei am 27. März 1987 im Be­
ratenden Ausschuß für Zucker der Kommis­
sion angekündigt worden. Die Zuckerher­
steller hätten daher rechtzeitig geeignete 
Maßnahmen ergreifen können. 

Nach alledem werde die Verordnung über 
die besondere Tilgungsabgabe dem Grund­
satz der Rechtssicherheit gerecht. 

3. Erklärungen der Kommission 

Die Kommission bestreitet ganz entschieden 
die Auffassung des Finanzgerichts, daß es 
einen Grundsatz des Gemeinschaftsrechts 
gebe, wonach eine in einer Ratsverordnung 
getroffene Regelung nur durch Änderung 
dieser Ratsverordnung ergänzt werden 
könne. Ein solcher Grundsatz ergebe sich 
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weder aus dem EWG-Vertrag noch aus der 
Rechtsprechung des Gerichtshofes, noch aus 
der Praxis der Organe. 

Im Urteil vom 29. März 1979 (NTN Toyo 
Bearing Company, a. a. O.) sei eine Rege­
lung aufgehoben worden, die in einem Ein­
zelfall von der zuvor für gleichartige Fälle 
getroffenen Regelung abgewichen sei. Die 
Verordnung über die besondere Tilgungsab­
gabe betreffe im Gegensatz dazu nicht nur 
bestimmte Unternehmen, sondern alle Zuk-
ker- und Zuckerrübenerzeuger, auf die die 
Grundverordnung anwendbar sei. Das Fi­
nanzgericht berufe sich deshalb für seine 
Kritik an der Verordnung über die beson­
dere Tilgungsabgabe zu Unrecht auf das ge­
nannte Urteil. 

Die Gültigkeit dieser Verordnung könne 
keinesfalls wegen einer Überschreitung der 
in der Grundverordnung festgesetzten 
Höchstgrenzen angefochten werden. 

C — Zur dritten Frage (Verstoß gegen das 
Verbot der Belastung eines Wirtschaftszweiges 
mit Fremdrisiken sowie mit unzumutbaren fi­
nanziellen Belastungen) 

1. Erklärungen der Klägerin 

Die Klägerin macht geltend, die Ursachen 
für das Defizit, das die streitige Abgabe 
habe tilgen sollen, lägen weder im Einfluß-
noch im Verantwortungsbereich der Zuk-
kerwirtschaft. Diese Ursachen seien im we­
sentlichen der anhaltend niedrige Welt­

marktpreis für Zucker und der Dollarverfall 
gewesen. Dadurch habe sich die Gemein­
schaft gezwungen gesehen, im Wirtschafts­
jahr 1986/87 besonders hohe Ausfuhrerstat­
tungen zu zahlen. Ein Defizit, das auf die­
ser Art von äußeren Faktoren beruhe, sei 
der Marktordnung immanent und müsse 
deshalb zumindest insoweit aus dem Ge­
meinschaftshaushalt getragen werden, als es 
das normale Maß übersteige. In anderen 
Marktordnungsbereichen würden derartige 
Risiken ausschließlich aus dem EAGFL fi­
nanziert. 

Weiter dürfe das Bemühen, die Eigenfinan­
zierung eines Agrarsektors sicherzustellen, 
nicht dazu führen, der Wirtschaft dieses 
Sektors unzumutbare finanzielle Opfer ab­
zuverlangen. Die besondere Tilgungsabgabe 
belaste die Zuckerhersteller unzumutbar, 
zum einen wegen ihrer Höhe, zum anderen, 
weil sie zu den früheren Abgaben hinzu­
komme. Die Klägerin selbst sehe ihre wirt­
schaftliche Leistungsfähigkeit durch die Ein­
führung der besonderen Tilgungsabgabe ge­
fährdet, da sie nur geringe Rücklagen habe. 

Die Verordnung über die besondere Til­
gungsabgabe sei deshalb ungültig, weil sie 
die Zuckerwirtschaft mit Fremdrisiken bela­
ste und ihnen unzumutbare finanzielle Bela­
stungen auferlege. 

2. Erklärungen des Rates 

Nach Auffassung des Rates sind der Grund­
satz des Verbotes der Belastung eines Wirt­
schaftszweigs mit Fremdrisiken sowie mit 
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unzumutbaren finanziellen Belastungen, die 
in der dritten Vorabentscheidungsfrage an­
geführt würden, in der Rechtsordnung der 
Gemeinschaft nicht vorgesehen. Diese Frage 
sei deshalb dahin zu verstehen, ob die Ver­
ordnung über die besondere Tilgungsabgabe 
mit dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
vereinbar sei. 

Nach ständiger Rechtsprechung des Ge­
richtshofes sei eine Gemeinschaftsmaß­
nahme mit dem Grundsatz der Verhältnis­
mäßigkeit vereinbar, wenn sie geeignet sei, 
das verfolgte Ziel zu erreichen, und dabei 
nicht über das hinausgehe, was zur Errei­
chung dieses Ziels unbedingt erforderlich 
sei. Soweit diese Voraussetzungen eingehal­
ten würden, verfügten die rechtsetzenden 
Organe der Gemeinschaft im Hinblick auf 
Art und Reichweite der zu ergreifenden 
Maßnahmen insbesondere in den Gebieten, 
in denen eine komplexe wirtschaftliche Lage 
zu beurteilen sei, über einen weiten Gestal­
tungsspielraum. 

Die Einführung der besonderen Tilgungsab­
gabe sei zur Erreichung des Ziels einer Sta­
bilisierung des Zuckermarktes nicht offen­
sichtlich ungeeignet. Sie gehe auch nicht 
über das hinaus, was zur Gewährleistung ei­
ner vollständigen Eigenfinanzierung dieses 
Sektors unbedingt erforderlich sei. 

Die Verordnung über die besondere Til­
gungsabgabe sei deshalb mit dem Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit vereinbar. 

3. Erklärungen der Kommission 

Nach Auffassung der Kommission erlaubt es 
das in Artikel 39 Absatz 1 Buchstabe c 
EWG-Vertrag genannte Ziel der Stabilisie­

rung der Märkte, außerhalb des Einflußbe­
reichs der Gemeinschaft liegende Einflüsse 
zu berücksichtigen. Eine Stabilisierung der 
gemeinsamen Agrarmärkte sei nicht denk­
bar, wenn nicht auch die Lage auf den 
Drittlandsmärkten berücksichtigt würde, da 
alle Märkte sich gegenseitig beeinflußten. 

Die rechtsetzenden Organe der Gemein­
schaft seien daher berechtigt gewesen, die 
besondere Tilgungsabgabe einzuführen, 
auch wenn diese eine Situation habe bereini­
gen sollen, deren Ursachen außerhalb der 
Gemeinschaft gelegen hätten. 

Im übrigen sei es nicht durch den EWG-
Vertrag geboten, daß Risiken, die ihren Ur­
sprung auf Drittmärkten hätten, vom 
EAGFL finanziert werden müßten. Es sei 
somit zulässig, die betroffenen Wirtschafts­
kreise Lasten der vorliegenden Art tragen zu 
lassen. 

D — Zur vierten Frage (Verstoß gegen das 
Diskriminierungsverbot) 

1. Erklärungen der Klägerin 

Die Klägerin weist darauf hin, daß die be­
sondere Tilgungsabgabe die Herstellung von 
B-Zucker erheblich höher belaste als dieje­
nige von A-Zucker. Das ergebe sich daraus, 
daß die besondere Tilgungsabgabe für jeden 
Zuckerhersteller ermittelt werde, indem auf 
die Summe der nach der Grundverordnung 
fälligen Produktionsabgaben (Gesamtpro­
duktionsabgabe und B-Abgabe) ein be­
stimmter Koeffizient angewandt werde, und 
daß diese die Herstellung von B-Zucker er­
heblich stärker belasteten als diejenige von 
A-Zucker. 
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Um festzustellen, ob die Verordnung über 
die besondere Tilgungsabgabe eine verbo­
tene Diskriminierung der Hersteller von 
B-Zucker beinhalte, sei zu untersuchen, ob 
die Zuckerhersteller, die A-Zucker erzeug­
ten, und diejenigen, die B-Zucker erzeug­
ten, sich in einer vergleichbaren Lage befän­
den. Bejahendenfalls sei zu prüfen, ob die 
unterschiedliche Behandlung objektiv ge­
rechtfertigt sei. 

Die Hersteller von A-Zucker und die Her­
steller von B-Zucker befänden sich in einer 
vergleichbaren Lage. Der im Rahmen der 
A-Quote hergestellte Zucker sei schließlich 
dasselbe Erzeugnis wie der im Rahmen der 
B-Quote hergestellte. Im übrigen könnten 
sowohl A- wie auch B-Zucker in der Ge­
meinschaft verkauft oder in Drittländer aus­
geführt werden. 

Im übrigen sei es auch nicht durch objektive 
Gründe gerechtfertigt, daß die besondere 
Tilgungsabgabe die Hersteller von B-Zucker 
stärker belaste als diejenige von A-Zucker. 

Zunächst lasse sich nicht sagen, daß die 
Herstellung von B-Zucker anders als die 
von A-Zucker der Überschußsituation auf 
dem Zuckermarkt zugrunde liege; es han­
dele sich nämlich um dasselbe Erzeugnis. 
Die Lasten, die der Gemeinschaft aus der 
Zahlung der Ausfuhrerstattungen erwüch­
sen, fänden ihren Ursprung daher gleicher­
maßen in der Herstellung von A-Zucker wie 
in derjenigen von B-Zucker. 

Die Festsetzung der Grundmengen A und 
B, die den Mitgliedstaaten zugeteilt wurden 
(und welche diese anschließend als A- und 
B-Quoten auf die Zuckerhersteller verteil­
ten), erfolge weiter nicht nach objektiven 

Kriterien, sondern nach politischen Erwä­
gungen. Daher sei es nicht objektiv gerecht­
fertigt, die Herstellung von Zucker danach 
unterschiedlich zu besteuern, ob sie im Rah­
men der A-Quote oder der B-Quote eines 
Unternehmens erfolge. 

Wie das Finanzgericht zu Recht hervorge­
hoben habe, stelle die besondere Tilgungs­
abgabe schließlich eine Finanzierungsabgabe 
dar, die außerhalb der gemeinsamen Zuk-
kermarktordnung eingeführt worden sei. 
Deshalb sei es unzulässig, daß die Unter­
scheidung zwischen A- und B-Zucker, die 
für die mit der Grundverordnung eingeführ­
ten Abgaben gelte, sich auf die besondere 
Tilgungsabgabe auswirke. Billigerweise müs­
se diese die Herstellung von A-Zucker und 
von B-Zucker gleichermaßen belasten. 

Sofern weiter außergewöhnliche Umstände 
eine unterschiedliche Behandlung der Her­
stellung von A- und derjenigen von B-Zuk-
ker rechtfertigen sollten, hätten diese in der 
Begründung der Verordnung über die be­
sondere Tilgungsabgabe zum Ausdruck 
kommen müssen. In der fünften Begrün­
dungserwägung dieser Verordnung werde 
jedoch nur festgestellt, daß die von einem 
Unternehmen geschuldete besondere Til­
gungsabgabe nach Maßgabe der Grundpro­
duktionsabgabe und der B-Abgabe berech­
net werde, ohne daß die Wahl dieser Be­
rechnungsweise begründet werde. 

Nach alledem verstoße die Verordnung über 
die besondere Tilgungsabgabe gegen das 
Diskriminierungsverbot, soweit der im Rah­
men der B-Quote hergestellte Zucker mit 
einer höheren Abgabe belastet werde als der 
im Rahmen der A-Quote hergestellte. 
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2. Erklärungen der Italienischen Republik 

Die Italienische Republik legt dar, daß sich 
die Herstellung von A-Zucker und diejenige 
von B-Zucker in zwei Punkten unterschie­
den. 

Zum einen entspreche die Summe der den 
Zuckerherstellern zugewiesenen A-Quoten 
annäherungsweise dem Zuckerverbrauch in 
der Gemeinschaft. Die Herstellung von 
B-Zucker erzeuge daher notwendig Über­
schüsse. Diese würden in Drittländer ausge­
führt, was zur Zahlung von Ausfuhrerstat­
tungen zu Lasten der Gemeinschaft führe. 
Die Herstellung von B-Zucker liege daher 
dem Defizit zugrunde, das die besondere 
Tilgungsabgabe tilgen solle. 

Zum anderen deckten die Zuckerhersteller 
ihre Fixkosten vollständig im Rahmen der 
Herstellung von A-Zucker. Wie sich aus 
mehreren Verordnungen zur Festsetzung 
der anwendbaren Preise für die verschiede­
nen Wirtschaftsjahre ergebe, beliefen sich 
die Fixkosten der Zuckerindustrie auf etwa 
45 % bis 50 % der Verarbeitungsspanne, 
die ihrerseits dem Interventionspreis für 
Zucker abzüglich des Kaufpreises der Zuk-
kerrüben und bestimmter Nebenkosten ent­
spreche (vgl. beispielsweise die elfte Begrün­
dungserwägung der Verordnung (EWG) 
Nr. 432/68 des Rates vom 9. April 1968 zur 
Festsetzung der abgeleiteten Interventions­
preise, der Zuckerrübenmindestpreise, der 
Schwellenpreise und der Garantiemenge so­
wie der Produktionsabgabe für das Zucker­
wirtschaftsjahr 1968/69, ABl. L 89, S. 4). 
Würde die Herstellung von A-Zucker und 
diejenige von B-Zucker auf dieselbe Weise 
besteuert, so könnten die Zuckerhersteller 
aus der Herstellung von B-Zucker einen hö­
heren Gewinn als aus derjenigen von 
A-Zucker ziehen; dieser entspräche 45 % 
bis 50 % der Verarbeitungsspanne. Damit 

würden die Zuckerhersteller veranlaßt, ihre 
B-Quoten voll auszuschöpfen, was nur zu 
weiteren Überschüssen und damit zu höhe­
ren finanziellen Lasten der Gemeinschaft 
führen würde. 

Somit sei es objektiv gerechtfertigt, die Her­
stellung von B-Zucker höher zu besteuern 
als diejenige von A-Zucker. Die Verord­
nung über die besondere Tilgungsabgabe 
verstoße daher nicht gegen das Diskriminie­
rungsverbot. 

Sei die fragliche Verordnung überhaupt ei­
nem Vorwurf ausgesetzt, dann demjenigen, 
daß sie die Herstellung von A-Zucker bela­
ste, ohne zuvor die gesamten Gewinne ab­
zuschöpfen, die die Hersteller aus der Er­
zeugung von B-Zucker zögen. 

Aus einer Tabelle im Anhang zu den Erklä­
rungen ergebe sich, daß seit der Errichtung 
der gemeinsamen Marktorganisation für 
Zucker die verschiedenen Abgaben auf die 
Herstellung von B-Zucker niemals 50 % der 
Verarbeitungsspanne erreicht hätten. Diese 
Abgaben hätten somit niemals den gesamten 
Vorteil abgeschöpft, den die Hersteller von 
B-Zucker aus dem Umstand zögen, daß 
sie anders als die Hersteller von A-Zucker 
nicht mit den festen Kosten in Höhe von 
etwa 50 % der Verarbeitungsspanne belastet 
seien. 

Wünschenswert wäre es gewesen, wenn die 
besondere Tilgungsabgabe die Herstellung 
von B-Zucker so belastet hätte, daß sie den 
gesamten fraglichen Gewinn abgeschöpft 
hätte, da damit ein Anreiz zur Herstellung 
von B-Zucker beseitigt worden wäre, der 
doch notwendig Überschüsse veranlasse. 
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3. Erklärungen des Vereinigten Königreichs 

Nach Auffassung des Vereinigten König­
reichs können die Herstellung von A-Zucker 
und diejenige von B-Zucker unterschiedlich 
behandelt werden, da die A- und die 
B-Quote grundsätzlich anderen Gegeben­
heiten entsprächen. 

Die unterschiedliche Belastung von A- und 
B-Zucker sei von Anfang an eine Konstante 
der Zuckermarktorganisation. 

Bereits in der ersten Grundverordnung 
(Verordnung Nr. 1009/67/EWG des Rates 
vom 18. Dezember 1967 über die gemein­
same Marktorganisation für Zucker, ABl. 
Nr. 308, S. 1) sei zwischen einer Grund­
quote, die im wesentlichen der derzeitigen 
A-Quote entspreche, und einer Zusatz­
quote, die der derzeitigen B-Quote entspre­
che, unterschieden worden. In dieser Ver­
ordnung sei im übrigen die Festsetzung ei­
ner Garantiemenge in Höhe von 105 % des 
voraussichtlichen menschlichen Verbrauchs 
in der Gemeinschaft während des fraglichen 
Zuckerwirtschaftsjahrs vorgesehen gewesen 
(Artikel 26 der Verordnung Nr. 1009/67). 
Die Kosten für den Absatz des Teils der er­
zeugten Menge, der über die Garantie­
menge hinausgehen würde, sei als Produk­
tionsabgabe ausschließlich auf die Erzeu­
gung im Rahmen der Zusatzquote erhoben 
worden (Artikel 27 der Verordnung Nr. 
1009/67). 

In der zweiten Grundverordnung [Verord­
nung (EWG) Nr. 3330/74 des Rates vom 
19. Dezember 1974 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Zucker, ABl. L 359, 
S. 1] sei die Unterscheidung zwischen der 
Grundquote und der Zusatzquote beibehal­

ten worden. Wie unter der Geltung der er­
sten Grundverordnung sei nur die Zusatz­
quote mit einer Produktionsabgabe belastet 
worden, die für die Kosten des Absatzes 
desjenigen Teils der erzeugten Menge erfor­
derlich gewesen sei, die die Garantiemenge 
überschreite. Diese sei definiert worden als 
die „in Weißzucker ausgedrückte, in einem 
noch zu bestimmenden Zeitraum für den 
menschlichen Verbrauch verwendete Men­
ge, abzüglich der in Weißzucker ausge­
drückten, im selben Zeitraum... zu Präfe­
renzbedingungen eingeführten Menge" 
(Artikel 27 der Verordnung Nr. 3330/74). 

Die bei der Einführung der besonderen Til­
gungsabgabe geltende Grundverordnung 
(Verordnung Nr. 1785/81) habe das frühere 
System in einigen Punkten abgeändert, ins­
besondere den Grundsatz der vollständigen 
Eigenfinanzierung des Sektors eingeführt 
und erstmals eine Abgabe auf die Herstel­
lung von A-Zucker eingeführt. Da diese 
Grundverordnung aber unterschiedliche Be­
lastungssätze für die Herstellung von 
A-Zucker (2 %) und für diejenige von 
B-Zucker (2 % + 30 % bzw. 2 % + 
37,5 %) vorgesehen habe, habe sie gleich­
wohl nur die von Anfang an bestehende un­
terschiedliche Behandlung aufrechterhalten. 

Selbst in der Tilgungsabgabenverordnung, 
in der die von den Zuckerherstellern zu 
zahlenden Beträge dem Anschein nach sich 
ausschließlich nach dem jeweiligen Erzeu­
gungsgebiet richteten, würden die A- und 
B-Quoten berücksichtigt, über die diese 
Hersteller verfügten. In der achten Begrün­
dungserwägung dieser Verordnung heiße es 
nämlich, für die Festsetzung der als Til­
gungsabgaben in den Erzeugungsgebieten 
zu zahlenden Beträge seien „zum einen die 
Abgaben aller Zuckerrüben- ... erzeuger so­
wie aller Zucker- ... hersteller in der Ver­
gangenheit" zu berücksichtigen. Die in der 
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Vergangenheit von der Zuckerwirtschaft ei­
nes bestimmten Gebiets bezahlten Abgaben 
entsprächen notwendig den A- und B-Quo-
ten, über die diese Hersteller verfügten. 

Die Verordnung über die besondere Til­
gungsabgabe enthalte hinsichtlich der Un­
terscheidung zwischen der Belastung von 
A-Zucker und B-Zucker keine Neuerungen, 
da diese Abgabe durch Anwendung eines 
Koeffizienten auf die nach der Grundver­
ordnung fälligen Abgaben errechnet werde. 

Die unterschiedliche Behandlung von A-
und B-Zucker, die die gemeinsame Zucker­
marktorganisation von Anfang an kenn­
zeichne, sei durch den Umstand gerechtfer­
tigt, daß die A-Quote aufgrund völlig ande­
rer Daten zugeteilt werde als die B-Quote. 
Die Summe aller A-Quoten entspreche nä­
herungsweise dem Zuckerverbrauch in der 
Gemeinschaft. Die B-Quoten würden inso­
weit zugeteilt, als die rechtsetzenden Or­
gane der Gemeinschaft bereit seien, eine 
Überschußproduktion zu unterstützen. Die 
Lage der Zuckerhersteller unterscheide sich 
somit danach, ob sie A- oder B-Zucker er­
zeugten. Die Belastung von B-Zucker könne 
also höher sein als diejenige von A-Zucker, 
ohne daß das Diskriminierungsverbot ver­
letzt werde. 

Sollten diese Lagen gleichwohl als ver­
gleichbar betrachtet werden, so sei die un­
terschiedliche Behandlung objektiv gerecht­
fertigt. Die erheblich höhere Belastung von 
B-Zucker gegenüber A-Zucker diene der 
Beschränkung der Erzeugung auf einem 
Überschußmarkt. Sie stelle das Gegenstück 
zu dem Nutzen dar, den die Garantien des 
Interventionssystems für die Mengen, die 
den gemeinschaftlichen Verbrauch überstie­
gen, für die Zuckerhersteller darstellten. Die 

Zuweisung zweier unterschiedlicher Quoten 
und deren unterschiedliche Belastung er­
laubten es schließlich, die regionale Spezia­
lisierung auf dem Zuckersektor zu fördern 
(neunte Begründungserwägung der Grund­
verordnung Nr. 1009/67). 

Die Verordnung über die besondere Til­
gungsabgabe verstoße somit nicht gegen das 
Diskriminierungsverbot. 

4. Erklärungen des Rates 

Der Rat weist darauf hin, daß der Gerichts­
hof im Urteil vom 22. Januar 1986 in der 
Rechtssache 250/84 (Eridania, Slg. 1986, 
117) bereits die Frage der Gültigkeit der 
Grundverordnung unter dem Gesichtspunkt 
des Diskriminierungsverbots geprüft habe. 
In dieser Rechtssache hätten italienische 
Zuckerhersteller gerügt, daß Italien anders 
als andere Mitgliedstaaten eine Grund­
menge A habe, die unter dem inländischen 
Verbrauch liege. Deshalb könnten die italie­
nischen Zuckerhersteller nur B-Zucker aus­
fuhren, was erhebliche Belastungen zufolge 
habe (39,5 %). Die italienischen Hersteller 
hätten vorgetragen, auf diese Weise finan­
zierten sie teilweise die Ausfuhr von 
A-Zucker durch die Hersteller der anderen 
Mitgliedstaaten, für die diese eine wesent­
lich geringere Abgabe (2 %) zahlten. 

In den Randnrn. 19 und 20 dieses Urteils 
habe der Gerichtshof dieses Vorbringen mit 
folgender Begründung zurückgewiesen: 

„... Dieses Finanzierungssystem ist in der 
Weise ausgestaltet, daß bei der A-Quote, 
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die den Inlandsverbrauch wiedergibt, nur 
eine ganz geringe Abgabe erhoben wird, 
während auf die B-Quote, die im wesentli­
chen für die Ausfuhr bestimmt ist, eine sehr 
viel höhere Abgabe erhoben wird, durch die 
die erforderlichen Erstattungen finanziert 
werden können und die gleichzeitig geeig­
net ist, eine abschreckende Wirkung auf die 
Erzeuger auszuüben. 

Unter diesen Umständen war der Rat be­
rechtigt, die festgesetzten Quoten auf die 
einzelnen Unternehmen auf der Grundlage 
ihrer tatsächlichen Erzeugung aufzuteilen. 
Eine solche Verteilung der Lasten entspricht 
nämlich dem Grundsatz der regionalen Spe­
zialisierung, auf dem der Gemeinsame 
Markt basiert und der verlangt, daß die Er­
zeugung am wirtschaftlich geeignetsten Ort 
stattfinden kann. Sie entspricht außerdem 
dem Grundsatz der Solidarität der Erzeu­
ger, da die Erzeugung ein berechtigtes Kri­
terium für die Beurteilung sowohl der Wirt­
schaftskraft der Erzeuger als auch der Vor­
teile, die sie aus diesem System ziehen, dar­
stellt." 

Die Erhebung einer höheren Abgabe auf 
B-Zucker als auf A-Zucker verstoße somit 
nicht gegen das Diskriminierungsverbot. 

5. Erldärungen der Kommission 

Die Kommission entnimmt dem Vorlagebe­
schluß drei Gründe, aus denen das Finanz­
gericht Düsseldorf die Vereinbarkeit der 
Verordnung über die besondere Tilgungsab­
gabe mit dem Diskriminierungsverbot be­
zweifele. 

An erster Stelle gehe das Finanzgericht da­
von aus, daß der in der Grundverordnung 
vorgesehene Unterschied der Belastung von 

A- und B-Zucker, der die in der Grundver­
ordnung vorgesehenen Abgaben kenn­
zeichne, nicht auf die besondere Tilgungs­
abgabe übertragen werden könne, da diese 
eine Finanzierungsabgabe darstelle und au­
ßerhalb der gemeinsamen Zuckermarktorga­
nisation stehe. 

Insoweit sei auf die Erklärungen der Kom­
mission zur ersten Vorlagefrage zu verwei­
sen, die zeigten, daß die besondere Til­
gungsabgabe sehr wohl im Rahmen der ge­
meinsamen Marktorganisation für Zucker 
eingeführt worden sei. Also könne diese Ab­
gabe die Herstellung von A-Zucker und die­
jenige von B-Zucker entsprechend den in 
der Grundverordnung vorgesehenen unter­
schiedlichen Abgabenebenen belasten, da 
die Gültigkeit der Grundverordnung nicht 
angezweifelt werde. Der erste Einwand des 
Finanzgerichts sei daher unzutreffend. 

An zweiter Stelle habe das Finanzgericht 
festgestellt, daß die Tilgungsabgabenverord­
nung Nr. 934/86 die Herstellung von A-
und von B-Zucker einheitlich belaste. Diese 
Gleichbehandlung müsse also auch für die 
besondere Tilgungsabgabe gelten. 

Diese Schlußfolgerung sei nicht gerechtfer­
tigt. Der Umstand, daß die Verordnung Nr. 
934/86 die Herstellung von A-Zucker und 
diejenige von B-Zucker in derselben Weise 
erfasse, erlaube nicht den Schluß, daß die 
Verordnung über die besondere Tilgungsab­
gabe ebenso hätte vorgehen müssen. Bei Er­
laß der Tilgungsabgabenverordnung sei es 
praktisch nicht mehr möglich gewesen, die 
Tilgungsabgabe von den einzelnen Unter­
nehmen nach Maßgabe ihrer Beteiligung an 
der Schaffung des fraglichen Defizits zu er­
heben; dieses habe sich in fünf Zucker­
wirtschaftsjahren angehäuft, in denen sich 
die Produktionsstruktur des Zuckersektors 
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grundlegend geändert habe. Im Gegensatz 
dazu habe die Verordnung über die beson­
dere Tilgungsabgabe diese Abgabe auf die 
Unternehmen nach Maßgabe ihrer Beteili­
gung an der Schaffung des Defizits verteilen 
können, weil sie nur zwei Tage nach dem 
Ende des fraglichen Wirtschaftsjahres erlas­
sen worden sei. Die streitige Verordnung 
entspreche daher der Billigkeit in höherem 
Maß als die Tilgungsabgabenverordnung 
Nr. 934/86. Der Einwand, den das Finanz­
gericht aus der letztgenannten Verordnung 
herleite, sei deshalb auch zu verwerfen. 

An dritter Stelle sehe das Finanzgericht eine 
Diskriminierung in dem Umstand, daß die 
Höhe der A- und der B-Quoten der Zuk-
kerhersteller sich nach den Grundmengen A 
und B richte, die den jeweiligen Mitglied­
staaten zugeteilt seien. 

Insoweit sei auf das Urteil des Gerichtshofs 
vom 9. Juli 1985 (Bozzetti, a. a. O., 
Randnr. 34) hinzuweisen, wonach die Ein­
führung der Mitverantwortungsabgabe für 
bestimmte Erzeuger je nach der individuel­
len Ausrichtung ihrer Erzeugung oder den 
örtlichen Bedingungen unterschiedliche 
Auswirkungen haben könne, soweit die 
Festsetzung der Abgabe auf objektiven Kri­
terien beruhe. Nichts deute im vorliegenden 
Fall darauf hin, daß die Zuteilung der 
Grundmengen A und B an die Mitgliedstaa­
ten, die in der Grundverordnung vorgenom­
men werde, nicht auf solchen Kriterien be­
ruhe. Auch der dritte Einwand des Finanz­
gerichts sei somit unbegründet. 

Die Verordnung über die besondere Til­
gungsabgabe verstoße somit nicht gegen das 
Diskriminierungsverbot. 

E — Zur fiinfien Frage (Verletzung der 
Grundrechte des Eigentumsschutzes und der 
wirtschaftlichen Betätigungsfreiheit) 

1. Erklärungen der Klägerin 

Die Klägerin führt aus, in den Urteilen vom 
14. Mai 1974 in der Rechtssache 4/73 
(Nold/Kommission, Slg. 1974, 491) und 
vom 13. Dezember 1979 in der Rechtssache 
44/79 (Hauer, Slg. 1979, 3727) habe der 
Gerichtshof festgestellt, daß der Schutz des 
Eigentums und des Rechts der wirtschaftli­
chen Betätigungsfreiheit zu den Grundrech­
ten gehörten, deren Schutz er gewährleiste. 
Der Gerichtshof solle feststellen, daß eine 
Abgabe der fraglichen Art, die rückwirkend 
zu anderen Abgaben hinzukomme, die 
übermäßig hoch sei und die nicht aus dem 
Gewinn des fraglichen Wirtschaftsjahrs be­
glichen werden könne, diese Grundrechte 
verletze. Eine Abgabe, die die Zuckerher­
steller nicht aus ihrem Gewinn entrichten 
könnten, veranlasse diese zur Kürzung ihrer 
Produktion, insbesondere derjenigen des 
B-Zuckers, der besonders schwer belastet 
sei. Im übrigen führe eine Abgabe, die die 
Hersteller zur Ausschöpfung ihrer Reserven 
zwinge, zu einem Substanzverlust für diese 
Unternehmen. 

Die Klägerin werde vor dem nationalen Ge­
richt den Nachweis erbringen, daß sie nicht 
in der Lage sei, die besondere Tilgungsab­
gabe zu entrichten, ohne ihre Reserven zu 
erschöpfen. 

Daß die Zuckerhersteller einen 60%igen 
Anteil der besonderen Tilgungsabgabe auf 
die Zuckerrübenerzeuger abwälzen könn­
ten, spreche nicht für eine Vereinbarkeit der 
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streitigen Verordnung mit den fraglichen 
Grundrechten. Die Zuckerhersteller seien 
rechtlich verpflichtet, die gesamte Abgabe 
zu zahlen. Sie könnten diese anteilig auf die 
Zuckerrübenerzeuger nur in rein privat­
rechtlichen Verfahren abwälzen, deren Aus­
gang zweifelhaft sei. Eine Erhebungsrege­
lung der vorliegenden Art, die bestimmte 
Private zur Zahlung von Beträgen ver­
pflichte, die schließlich von anderen Abga­
benpflichtigen zu tragen seien, widerspreche 
im übrigen sowohl dem Gemeinschaftsrecht 
wie dem deutschen Verfassungsrecht. Auf 
das Gutachten von Professor Arndt in der 
Anlage zu den Erklärungen werde verwie­
sen. 

2. Erklärungen des Vereinigten Königreichs 

Nach Auffassung des Vereinigten König­
reichs könne die Verpflichtung, eine Abgabe 
zu zahlen, niemals als Verstoß gegen das 
Eigentumsrecht angesehen werden. Allen­
falls das Recht auf wirtschaftliche Betäti­
gungsfreiheit könne beeinträchtigt sein. Der 
Gerichtshof habe jedoch in den Urteilen 
vom 14. Mai 1974 (Nold, a. a. O., Randnr. 
14) und vom 13. Dezember 1979 (Hauer, 
a. a. O., Randnr. 23) klargestellt, daß das 
Recht auf freie wirtschaftliche Betätigung 
kein absolutes Vorrecht sei, sondern durch 
von der Gemeinschaft verfolgte Gemein­
wohlziele beschränkt werden könne. 

Im vorliegenden Fall habe das Allgemeinin­
teresse der Gemeinschaft an der wirksamen 
Verwaltung des Zuckermarktes Vorrang vor 
den Unannehmlichkeiten, die die Einfüh­
rung der besonderen Tilgungsabgabe für die 
Zuckerhersteller darstelle. Diese habe für 
die Zuckerwirtschaft ein vorhersehbares 
kaufmännisches Risiko dargestellt, da für 

diesen Sektor seit Jahren der Grundsatz der 
Eigenfinanzierung gelte. Die Abgabe stelle 
keinesfalls ein Hindernis für die Ausübung 
der wirtschaftlichen Tätigkeit der Zucker­
hersteller dar. 

Die streitige Verordnung verstoße somit 
weder gegen das Eigentumsrecht noch ge­
gen das Recht auf freie wirtschaftliche Betä­
tigung. 

3. Erklärungen des Rates 

Für den Rat stellt die Einführung der beson­
deren Tilgungsabgabe eine völlig berechtigte 
Anpassung der Regelung des Zuckersektors 
dar, da sie die Eigenfinanzierung dieses 
Sektors gewährleisten solle. Die streitige 
Abgabe müsse also als normale Belastung im 
Rahmen der betreffenden Wirtschaftstätig­
keit betrachtet werden, nicht aber als Ver­
letzung des Eigentumsrechts oder des 
Rechts auf freie wirtschaftliche Betätigung 
der Zuckerhersteller. 

Selbst wenn man von einer solchen Verlet­
zung ausgehe, würden diese Rechte jeden­
falls nicht in ihrem Wesensgehalt angetastet. 
Diese Beeinträchtigung überschritte daher in 
jedem Fall nicht die Grenzen, die der Ge­
richtshof im Urteil vom 13. Dezember 1979 
(Hauer, a. a. O., Randnr. 23) gesetzt habe. 

Eine Verletzung der in der Vorlagefrage 
angezogenen Grundrechte liege somit nicht 
vor. 
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4. Erklärungen der Kommission 

Die Kommission legt dar, die sinkenden 
Weltmarktpreise für Zucker hätten zu einer 
Erhöhung der Lasten geführt, die die Zah­
lung der Ausfuhrerstattungen für die Ge­
meinschaft darstelle. Zwei Möglichkeiten 
hätten bestanden, um das finanzielle Gleich­
gewicht auf dem Zuckermarkt wiederherzu­
stellen: entweder das Angebot zu ermäßi­
gen, also die Produktionsquoten zu kürzen, 
oder die Abgaben zu Lasten der betroffenen 
Hersteller zu erhöhen, soweit dies für die 
Eigenfinanzierung des Sektors erforderlich 
sei. 

Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofes 
hätte eine Kürzung der Quoten keinen 
Grundrechtseingriff dargestellt. Die Unter­
nehmen hätten nämlich kein wohlerworbe­
nes Recht auf Beibehaltung eines Vorteils, 
der sich für sie aus der Einführung der ge­
meinsamen Marktorganisation ergebe und 
der ihnen zu einem bestimmten Zeitpunkt 
zugute gekommen sei (Urteil vom 27. Sep­
tember 1979 in der Rechtssache 230/78, 
Eridania, Slg. 1979, 2749, Randhr. 22). Erst 
recht hätten die rechtsetzenden Organe der 
Gemeinschaft die besondere Tilgungsabgabe 
einführen können. Diese Maßnahme greife 
weniger einschneidend in die Lage der Zuk-
kerwirtschaft ein als die Kürzung der Quo­
ten: Sie belasse diesen Wirtschaftskreisen 
die Möglichkeit, in Zukunft unveränderte 
Quoten auszunutzen. 

Die streitige Verordnung verletze deshalb 
die Grundrechte des Eigentumsschutzes und 
der freien wirtschaftlichen Betätigung nicht, 
da die Zuckerhersteller das Recht und die 
Möglichkeit behielten, ihre Zuckererzeu­
gung fortzuführen. 

III — Antworten auf Fragen des Gerichts­
hofes 

A — Frage an die Zuckerfabrik Soest GmbH 

Frage — Die Zuckerfabrik Soest GmbH ist 
gebeten, zu dem Vorbringen auf Seite 32 
des Schriftsatzes des Rates Stellung zu neh­
men, die Einführung der besonderen Til­
gungsabgabe sei, von einer Kürzung der 
Produktionsquoten abgesehen, die einzige 
Möglichkeit zur Sicherung der Eigenfinan­
zierung des Zuckersektors gewesen. 

Antwort — Geht man von dem Grundsatz 
der Eigenfinanzierung aus, wie ihn der Rat 
(nicht die Klägerin) versteht, so war — ab­
gesehen von einer Kürzung der Produk­
tionsquoten — die Erhebung einer Abgabe 
die einzige Möglichkeit zur Sicherung der 
Eigenfinanzierung, unbeschadet der Fragen 
der Rechtsgrundlage, Art, Berechnungsme­
thode und Fälligkeit dieser Abgabe nach 
Maßgabe der Darlegungen in unserer 
schriftlichen Stellungnahme. 

B — Fragen an die Italienische Republik 

Frage 1 — Beruht die Behauptung in Punkt 
5 der Erklärungen der Italienischen Repu­
blik, die Summe der den Mitgliedstaaten 
zugeteilten A-Quoten entspreche ungefähr 
dem Verbrauch in der Gemeinschaft, auf ei­
ner Verordnungsbestimmung? Um welche 
Bestimmung handelt es sich gegebenenfalls? 

Antwort — In der mündlichen Verhandlung 
hat der Bevollmächtigte der Italienischen 
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Republik eine Statistik überreicht, aus der 
sich ergeben soll, daß die Summe der 
den Mitgliedstaaten zugeteilten A-Quoten 
je Zuckerwirtschaftsjahr ungefähr dem 
menschlichen Zuckerverzehr in der Gemein­
schaft während des gleichen Zeitraums ent­
spricht. 

Er hat ferner darauf hingewiesen, daß nach 
Artikel 26 der ersten Grundverordnung 
(Verordnung Nr. 1009/67 des Rates) der 
Rat eine Garantiemenge für die gesamte 
Gemeinschaft festzusetzen hat, die gleich 
„105 v. H. der in Weißzucker ausgedrück­
ten Menge, die voraussichtlich in der Ge­
meinschaft in dem Zuckerwirtschaftsjahr, 
für das die Garantiemenge gilt, für den 
menschlichen Verbrauch verwendet wird", 
ist. Nach der zweiten Grundverordnung 
entspreche „die Garantiemenge... der in 
Weißzucker ausgedrückten, in einem noch 
zu bestimmenden Zeitraum für den mensch­
lichen Verbrauch in der Gemeinschaft ver­
wendeten Menge" (Artikel 27 Absatz 2 der 
Verordnung Nr. 3330/74 des Rates). Die 
Grundverordnung aus dem Jahr 1981 habe 
insoweit nichts geändert. Aus diesen Bestim­
mungen folge, daß die Summe der zugeteil­
ten A-Quoten ungefähr dem menschlichen 
Zuckerverzehr der Gemeinschaft entspre­
che. 

Frage 2 — Trifft die Behauptung in Punkt 5 
der Erklärungen der Italienischen Republik, 
die Zuckerhersteller deckten ihre allgemei­
nen Produktionskosten durch die Herstel­
lung von A-Zucker, in allen Fällen zu, ins­
besondere auch dann, wenn ein Zuckerher­
steller eine niedrige A-Quote, aber eine 
hohe B-Quote hat? 

Antwort — In der mündlichen Verhandlung 
hat der Bevollmächtigte der Italienischen 

Republik ausgeführt, unter der Geltung der 
ersten Grundverordnung habe sich die der 
derzeitigen B-Quote entsprechende Quote 
auf höchstens 35 % der der derzeitigen 
A-Quote entsprechenden Quote belaufen 
(Artikel 24 Absatz 2 der Verordnung Nr. 
1009/67 des Rates); unter der Geltung der 
zweiten Grundverordnung habe dieser Pro­
zentsatz 45 % betragen (Artikel 25 Absatz 2 
der Verordnung Nr. 3330/74 des Rates). 
Derzeit entspreche die Summe der den Mit­
gliedstaaten zugeteilten B-Quoten 21,7 % 
der Summe der ihnen zugeteilten A-Quoten. 
Unter diesen Umständen sei die Annahme 
weltfremd, ein Mitgliedstaat könne einem 
bestimmten Unternehmen eine B-Quote zu­
teilen, die über dessen A-Quote liege. Somit 
hätten die Zuckerhersteller faktisch die 
Möglichkeit, ihre allgemeinen Produktions­
kosten durch die Herstellung von A-Zucker 
zu decken, was die gegenüber derjenigen 
von A-Zucker höhere Abgabenbelastung 
von B-Zucker rechtfertige. 

C — Fragen an den Rat 

Frage 1 — Warum gilt für den Zuckersektor 
als einzigen Sektor der Grundsatz der Ei­
genfinanzierung? 

Antwort — Die vollständige Finanzierung 
— zu Lasten der Erzeuger (Zuckerrübenan­
bauer) und der Verarbeitungsindustrie 
(Zuckerhersteller) — der Kosten, die mit 
dem Export der Zuckerüberschüsse in Dritt­
länder verbunden sind, beruht im wesentli­
chen auf folgenden Gründen: 

Erstens muß daran erinnert werden, daß die 
Zuckermarktordnung schon seit 1968 
(Anwendung der ersten Verordnung Nr. 
1009/67) Maßnahmen zur Beteiligung der 
Erzeuger und der Verarbeitungsindustrie an 
den Kosten der Finanzierung der Marktord-
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nung vorsieht (siehe Artikel 27 dieser Ver­
ordnung). Diese Maßnahmen waren und 
sind auch heute noch eng verbunden mit der 
Quotenregelung, mit dem relativ hohen 
Preisniveau, das die Gemeinschaft den Er­
zeugern und der Verarbeitungsindustrie für 
die Erzeugung, die die Gesamtquote nicht 
übersteigt (A-Quoten plus B-Quoten) ga­
rantiert, und mit dem Umstand, daß die 
Produktion innerhalb der Gesamtquote 
schon seit Jahren ständig den Verzehr in 
der Gemeinschaft übersteigt. Man kann in 
dieser Hinsicht durchaus davon ausgehen, 
daß das Preisniveau in der Gemeinschaft 
ohne eine Quotenregelung 15 % bis 20 % 
niedriger sein würde. Der Zuckersektor 
wird also einerseits durch ein relativ hohes 
Preisniveau und andererseits durch eine 
strukturelle Überproduktion gekennzeich­
net. Unter diesen Umständen war es auf 
Dauer nur bei einer vollständigen Selbstfi­
nanzierung möglich, die Preisgarantien und 
das Niveau der zugeteilten Quoten beizube­
halten, damit die Überschüsse den Gemein­
schaftsmarkt und die Gemeinschaftsfinanzen 
nicht übermäßig belasten. Diese Selbstfinan­
zierung wird, wie bestens bekannt, grund­
sätzlich dadurch erreicht, daß die Erzeuger 
und die Verarbeitungsindustrie innerhalb 
der A -Quote nur mit einem geringfügigen 
Betrag zu dieser Selbstfinanzierung beitra­
gen (2 % des Interventionspreises), und daß 
dieser Beitrag innerhalb der B-Quote einen 
ganz wesentlich höheren Betrag (maximal 
39,5 % dieses Preises) ausmacht. 

Ein derartiges System der Selbstfinanzie­
rung wäre allerdings in anderen Sektoren 
der Landwirtschaft schwer zumutbar, wo 
die Erträge der Erzeuger bei niedrigeren 
Preisgarantien derartige Finanzierungslasten 
nicht ohne weiteres ermöglichen. In diesem 
Zusammenhang soll unterstrichen werden, 
daß der Zuckerrübenanbau für die Erzeuger 
preisgünstiger ist als der Anbau anderer 

pflanzlicher Erzeugnisse, wie z. B. Ge­
treide. 

Frage 2 — Ergibt sich aus einer Verord­
nungsbestimmung, daß die Summe aller in 
einem Wirtschaftsjahr zugeteilten A-Quoten 
ungefähr dem menschlichen Zuckerverzehr 
in der Gemeinschaft im Laufe eines Wirt­
schaftsjahrs entspricht? Um welche Bestim­
mung handelt es sich gegebenenfalls? 

Anwort — Nein. 

Zwar ist es richtig, daß sich die Summe der 
A-Quoten dem Niveau des Zuckerverzehrs 
in der Gemeinschaft annähert, es gibt je­
doch keine mathematische Verbindung zwi­
schen A-Quote und Zuckerverzehr. Eine 
spezifische Bestimmung in dieser Hinsicht 
fehlt denn auch. 

Im übrigen soll daran erinnert werden, daß 
die A-Quoten am Anfang der Zuckermarkt­
ordnung (Verordnung Nr. 1009/67) für die 
einzelnen Zuckerhersteller unter Bezug­
nahme auf die Durchschnittsmenge, die 
diese Unternehmer zwischen 1961 und 1965 
erzeugt hatten, festgesetzt worden sind 
(siehe Artikel 23 der Verordnung Nr. 
1009/67). Hieraus läßt sich erklären, daß in 
bestimmten Mitgliedstaaten, wie z. B. Ita­
lien, die Summe der A-Quoten der Zucker­
hersteller und deshalb auch die nationale 
A-Quote dem nationalen Verbrauch nicht 
entspricht: Die A-Quoten für Italien waren 
niedriger als der dortige Zuckerverzehr. 

R. Joliét 

Berichterstatter 
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